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von Chancen und Risiken 406

(bb.) Differenz beider Beträge als Ergebnis einer evident einsei­
tigen Chancen- und Risikoverteilung zulasten des Pflicht­
teil sberechtigten? 407

(cc.) Strenge der Prüfung abhängig von der voraussichtlichen 
Weite des Prognosehorizonts 407

(dd.) Vergleich der Werte des gegenwärtigen Pflichtteilsrechts 
und der gewährten Vorteile 409

(aaa.) Gleicher Betrag und höherer Betrag der Vorteile 409
(bbb.) Niedrigerer Betrag der Vorteile 409
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(4.) Zwischenergebnis 410
dd. Ergebnis zur Fallgruppe der Übervorteilung 411
c. Anerkennung einer weiteren Fallgruppe der Umstandssitten­

widrigkeit? 411
aa. Grenzen der Vertragsfreiheit im Gesellschaftsrecht bezüg­

lich Abfindungsvereinbarungen und im Ehevertragsrecht 
gern. § 138 Abs. 1 BGB 412

aaa. Sittenwidrigkeit gesellschaftsvertraglicher Abfindungsver­
einbarungen 412

(1.) Rechtsprechung 413
(a.) Grundsätzliche Linie der Rechtsprechung des BGH 413
(b.) Ausnahmen 415
(2.) Literatur 416
(3.) Würdigung 417
bbb. Sittenwidrigkeit von Eheverträgen 418
(1.) Rechtsprechung 418
(2.) Literatur 419
(a.) Sittenwidrigkeit eines Ehevertrages nur bei Störung der 

Selbstbestimmungsfreiheit des belasteten Ehegatten? 419
(b.) Konturierung der Wirksamkeitskontrolle (§ 138 Abs. 1 

BGB) anhand des Prinzips gegenseitiger Verantwortung 
(§ 1353 Abs. 1 S. 2 Hs. 1 BGB) 423

bb. Folgerungen für die Grenzen der Pflichtteilsverzichtsfreiheit 
gem. § 138 Abs. 1 BGB 425

aaa. Vergleichbarkeit der Grenzen von Gesellschaftsvertrags-, 
Ehevertrags- und Pflichtteilsverzichtsfreiheit? 425

(1.) Vergleichbare Normzwecke des dispositiven Rechts 425
(2.) Vergleichbare Gefahren der gesetzlichen Regelung und ver­

gleichbare Motive für eine vertragliche Modifikation 426
(3.) Vergleichbare Bindung der Parteien an besondere Treue- 

bzw. Rücksichtnahmepflichten untereinander 426
(4.) Beschränkte Rationalität beim Abschluss von Verträgen zur 

Ausgestaltung von relationalen Langzeitverträgen und Ge­
fahr des Ex-post-Opportunismus? 427

(a.) Langzeitcharakter des Grund Verhältnisses und Unvollstän­
digkeit des ausgestaltenden Vertrages 427

(b.) Rationalitätsdefizit bei Abschluss eines Gesellschafts- bzw. 
Ehevertrages? 429

(c.) Causa bzw. Pflichtteilsverzicht als unvollständige Verträge 
für ein langzeitiges Grund Verhältnis und beschränkte Ra­
tionalität des Pflichtteilsberechtigten bei Abschluss dieser 
Verträge? 430
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(d.) Gefahr des Ex-post-Opportunismus 431
(e.) Zwischenergebnis 434
(5.) Aleatorisches Rechtsgeschäft 434
(6.) Zwischenergebnis 435
bbb. Folgerungen aus den vergleichenden Überlegungen zu den 

Grenzen der Gesellschafts- und Ehevertragsfreiheit für die 
Grenzen der Pflichtteilsverzichtsfreiheit gern. § 138 Abs. 1 
BGB 436

(1.) Folgerungen aus dem Gesellschaftsvertragsrecht 436
(a.) Keine Wiederkehr überholter Argumentationsfiguren 436
(b.) Übertragbarkeit der Knebelungsrechtsprechung? 437
(aa.) Unwirksamkeit bei grobem Missverhältnis und Parallele 

zur ideellen Gesellschaft? 437
(aaa.) These von Schulz 437
(bbb.) Würdigung 438
(bb.) Keine Übertragbarkeit der Knebelungsrechtsprechung? 441
(aaa.) These von Dutta 441
(bbb.) Würdigung 441
(c.) Zwischenergebnis 445
(2.) Folgerungen aus dem Ehevertragsrecht 446
(a.) Keine neue Kernbereichslehre für causa und Pflichtteilsver­

zicht und keine Übertragung des Wesensarguments 446
(b.) Übertragbarkeit der Fallgruppe der Umstandssittenwidrig­

keit aus dem Ehevertragsrecht? 447
(c.) Übertragbarkeit des Gedankens der Ehevertragsfreiheit als 

verantwortete Befugnis im Lichte besonderer Pflichtenbin­
dung gem. § 1353 Abs. 1 S. 2 Hs. 2 BGB, § 1618a BGB 
(Goebel, Wiemer) - Pflichtteilsverzichtsfreiheit als gebun­
dene Befugnis? 449

(aa.) Pflichtteilsverzichtsfreiheit des Ehegatten 449
(bb.) Pflichtteilsverzichtsfreiheit des Kindes und der Eltern 450
(cc.) Zwischenergebnis 451
(dd.) Dogmatische Bedeutung der Einordnung der Pflichtteils­

verzichtsfreiheit als verantwortete Befugnis 451
(d.) Zwischenergebnis 452
(3.) Folgerungen aufgrund der Erkenntnisse aus der Einordnung 

von Gesellschaft und Ehe als relationale Verträge? 452
(4.) Zwischenergebnis 457
cc. Synthese: Fallgruppe der rechtsethisch unerträglichen Frei­

zeichnung von familiärer bzw. ehelicher Verantwortung im 
Voraus 459

aaa. Abgrenzung gegenüber der Übervorteilung 459
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bbb. Kontrollgegenstand 460
ccc. Ehegattenpflichtteilsverzicht 460
(1.) Anforderungen an den Inhalt des Vertrages 460
(a.) Grundsatz: Vorrang der privatautonomen Selbstverantwor­

tung vor der ehelichen Verantwortung des anderen Ehegatten 460
(b.) Ausnahme: Vorrang ehelicher Verantwortung vor privatau­

tonomer Selbstverantwortung 462
(aa.) Rechtsethisch unerträgliche Haftungsfreizeichnung von 

ehelicher Verantwortung im Voraus und einseitige Risi­
koverteilung bei geplantem, einseitig benachteiligendem 
Zuschnitt der Ehe 463

(bb.) Einschränkungen aufgrund prognostischer Ungewissheit 
der Risikorealisierung und Ausweitung der Ausübungskon­
trolle? 467

(cc.) Abgrenzung zum Anwendungsbereich der Ausübungskon­
trolle 476

(dd.) Zwischenergebnis 477
(2.) Ergänzende Überlegung: Selbstbestimmungsdefizit des 

pflichtteilsberechtigten Ehegatten zur Zeit des Vertrags­
schlusses 478

(3.) Zwischenergebnis 482
ddd. Angehörigenpflichtteilsverzicht 483
(1.) Anforderungen an den Inhalt des Vertrages 483
(a.) Grenzen aufgrund des Teilhabezwecks (Vorteilsausgleich) 483
(b.) Grenzen aufgrund des Nachteilsausgleichszwecks 485
(aa.) Bedeutung 485
(bb.) Gleichlauf zu den Maßstäben für den Ehegattenpflichtteils­

verzicht 485
(aaa.) Grundsatz: Vorrang der privatautonomen Selbstverant­

wortung des Kindes bzw. Elternteils vor familiärer Rück­
sichtnahme des Erblassers 486

(bbb.) Ausnahme: Vorrang familiärer Rücksichtnahme des Erb­
lassers vor privatautonomer Selbstverantwortung des 
pflichtteilsberechtigten Kindes bzw. Elternteils 487

(ccc.) Zwischenergebnis 489
(2.) Ergänzung: Selbstbestimmungsdefizit des pflichtteilsbe­

rechtigten Angehörigen zur Zeit des Vertragsschlusses 489
(3.) Zwischenergebnis 490
eee. Zwischenergebnis 491
d. Beweggründe, Motive und Zwecke der Parteien 492
aa. Absicht des Erblassers zur Umgehung bzw. Aushöhlung des 

Pflichtteilsrechts 492
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bb. Pflichtteilssichere Gestaltung der Unternehmensnachfolge 493 
aaa. Legitimes Gestaltungsinteresse des Erblassers 493 
bbb. Nichtanerkennung wegen sachgerechter gesetzlicher Aus­

gestaltung des Pflichtteilsrechts und Vorhandensein ausrei­
chender gesetzlicher Schutzmechanismen? 494 

ccc. Reichweite der günstigen Maßstabsverschiebung 497 
(1.) Begrenzung der günstigen Maßstabsverschiebung für das 

unternehmerische Vermögen 497 
(2.) Reichweite der günstigen Maßstabsverschiebung für das un­

ternehmerische Vermögen 498
(a.) Reichweite und Grenzen der günstigen Maßstabsverschie­

bung nach der Rechtsprechung des BGH zum Zugewinnaus­
gleich bei Unternehmerehen und zu gesellschaftsvertragli­
chen Abfindungsvereinbarungen 498

(b.) Würdigung 499
(c.) Folgerungen für die Reichweite und Grenzen der Maßstabs­

verschiebung für causa und Pflichtteilsverzicht 502 
ddd. Zwischenergebnis 504
e. Zusammenfassung: Tatbestand der Umstandssittenwidrigkeit 504 
f. Rechtsfolge der Umstandssittenwidrigkeit 505

C. Ergebnis zur Wirksamkeitskontrolle und Fortgang der Untersuchung 505

Kapitel 5 - Abschlusskontrolle 507
A. Begriffsbestimmung und Abgrenzung gegenüber der Wirksamkeits­

kontrolle 507
I. Begriffsbestimmung 507
II. Abgrenzung gegenüber der Wirksamkeitskontrolle 507

B. Instrumentarium der Abschlusskontrolle 508
I. §119 BGB 508

1. Kontrollgegenstand 508
2. Voraussetzungen 508

a. § 119 Abs. 1 Alt. 1 BGB 508
b. § 119Abs.2Alt.2BGB 509

3. Ergebnis 513
II. § 123 Abs. 1 Alt. 1 BGB 514

1. Kontrollgegenstand 514
2. Voraussetzungen 515

a. Täuschungshandlung 515
aa. Arglistige Täuschung durch aktives Tun 515 
bb. Arglistige Täuschung durch Unterlassen 516 
aaa. Bestand einer Aufklärungspflicht des Erblassers 517
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(1.) Bestandsaufnahme zu den Voraussetzungen einer Aufklä­
rungspflicht 518

(2.) Voraussetzungen einer vorvertraglichen Aufklärungspflicht 
des Erblassers gegenüber dem Pflichtteilsberechtigten 519 

(a.) Informationen über vertragswesentliche Tatsachen 519 
(aa.) Rechtliche und wirtschaftliche Bedeutung und Tragweite 

des Geschäfts 519
(bb.) Gefährdung bzw. Vereitelung des Vertragszwecks 519 
(aaa.) Vertragszweck: Ausschluss und Abfindung von zukünfti­

gen Pflichtteilsansprüchen 519
(i.) Gegenwärtiges Vermögen des Erblassers als Berechnungs­

grundlage für die kausalvertragliche Abfindung 520 
(ii.) Wesentliche Prognosefaktoren 521
(bbb.) Vertragszweck: Nachlassteilhabe ist nicht gewollt 522 
(b.) Informationsgefälle zwischen den Parteien 523 
(aa.) Rechtliche und wirtschaftliche Bedeutung und Tragweite 523 
(bb.) Prognosegrundlage und Prognosefaktoren 524 
(c.) Fehlende bzw. erheblich eingeschränkte Selbstverantwor­

tung 525 
bbb. Inhalt und Reichweite der Aufklärungspflicht des Erblassers 528 
ccc. Zwischenergebnis 530

3. Anfechtbarkeit von causa und Pflichtteilsverzicht 530
4. Rechtsfolgen der Anfechtung vor und nach dem Erbfall 532
5. Ausschlussfrist, § 124 BGB 532
6. Ergebnis 533

III. §§280Abs. 1,311 Abs. 2,241 Abs. 2 BGB (culpa in contrahendo) 533 
1. Kontrollgegenstand 533
2. Unter- und überschätzte Eignung der culpa in contrahendo als 

Kontrollinstrument 534
3. Voraussetzungen 538

a. Verletzung der Pflicht zur Unterlassung unzulässiger Einwir­
kung auf die Selbstbestimmungsfreiheit des anderen Teils 538

b. Verletzung von vorvertraglichen Aufklärungspflichten 541
c. Verletzung einer Fürsorgepflicht bzw. einer Pflicht zu verant­

wortungsvollem Verhandeln (Lettmaier)? 541
4. Inhalt des geschuldeten Schadensersatzes 543

a. Schadensersatz vor dem Erbfall 543
aa. Rückgängigmachung des Vertrages 543 
bb. Festhalten am Vertrag und Ersatz des Vertrauensschadens 544 
cc. Anpassung des Vertrages bzw. Zahlung der Differenz als 

Schadensersatz 545
b. Schadensersatz nach dem Erbfall 546
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5. Verjährung 546
6. Ergebnis 547

C. Ergebnis und Fortgang der Untersuchung 547

Kapitel 6 - Durchsetzbarkeitskontrolle 549
A. Begriffsbestimmung und Abgrenzung gegenüber der Wirksamkeits- 

und Ausübungskontrolle 549
I. Begriffsbestimmung 549
II. Abgrenzung gegenüber der Wirksamkeits- und Ausübungskon­

trolle 549
B. Instrumentarium der Durchsetzbarkeitskontrolle 550

I. Eingreifen vorsorglich vereinbarter, vertraglicher Änderungsme­
chanismen? 550

1. Kontrollgegenstand 551
2. Voraussetzungen 551
3. Ergebnis 552

II. Vertragsänderung (§311 Abs. 1 Alt. 2 BGB) 552
1. Kontrollgegenstand 552
2. Voraussetzungen 553

a. Rechtslage bei Eheverträgen 553
b. Folgerungen für den Pflichtteilsverzicht und die causa 556
c. Zwischenergebnis 557
d. Änderungszwang aufgrund von Mitwirkungs- bzw. Zustim­

mungspflichten in Rechtsfortbildung zu § 1353 Abs. 1 S. 2 
Hs. 2 und § 1618a BGB? 557

3. Ergebnis 560
III. Ergänzende Vertragsauslegung (§§ 133, 157 BGB) 560

1. Kontrollgegenstand 560
2. Voraussetzungen 560

a. Ergänzende Vertragsauslegung bei gesellschaftsvertraglichen 
Abfindungsvereinbarungen 560

aa. Rechtsprechung 561
bb. Literatur 562
cc. Würdigung 565
b. Lehren für den Pflichtteilsverzicht bzw. die causa? 566

3. Ergebnis 568
IV. Wegfall der Geschäftsgrundlage (§313 BGB) 568

1. Rechtslage bei gesellschaftsvertraglichen Abfindungsvereinba­
rungen 568
a. Rechtsprechung 568
b. Literatur 569
c. Zwischenergebnis 571
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2. Rechtslage bei Eheverträgen 571
a. Rechtsprechung 571
b. Literatur 572
c. Zwischenergebnis 574

3. Würdigung 574
4. Folgerungen für die Anwendung von § 313 BGB auf den Pflicht­

teilsverzicht bzw. die causa 575
a. Kontrollgegenstand 575
b. Voraussetzungen 579
aa. Causa zum Ehegattenpflichtteilsverzicht 579
aaa. Geschäftsgrundlage der causa zum Ehegattenpflichtteils- 

verzieht 579
(1.) Gemeinsamer Abschluss von Ehevereinbarung, causa und 

Ehegattenpflichtteilsverzicht 579
(2.) Abschluss eines isolierten Ehegattenpflichtteilsverzichts 

und einer isolierten causa 580
bbb. Keine den Parteien zurechenbare Änderung der Verhältnis­

se? 581
ccc. Zwischenergebnis 581
bb. Causa zum Angehörigenpflichtteilsverzicht des Kindes und 

Elternteils 581
aaa. Geschäftsgrundlage der causa zum Angehörigenpflicht­

teilsverzicht 581
(1.) Vorstellungen über die Entwicklung des Vermögens des Erb­

lassers? 582
(2.) Vorstellungen über die zukünftige Entwicklung des Partei­

verhältnisses? 583
bbb. Keine den Parteien zurechenbare Änderung der Verhältnis­

se? 584
ccc. Zwischenergebnis 584

5. Ergebnis 584
V. Weiterentwicklung der ehebedingten Zuwendung, des familien­

rechtlichen Kooperationsvertrages und der Ehegatteninnengesell­
schaft? 585

VI. Condictio ob rem (§ 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 BGB) 589
1. Voraussetzungen 589

a. Erfolg (§ 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 BGB) 589
b. Gegenstand einer Zweckabrede iSv. § 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 

BGB 590
c. Anwendung auf Fälle eines solidarisch motivierten Handelns 

zugunsten des Erblassers? 591
2. Ergebnis 596
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VII. Zwischenergebnis: Regelungslücke und Legitimation der Aus­
übungskontrolle 596

VIII. Ausübungskontrolle (§ 242 BGB) 597
1. Anwendbarkeit und dogmatische Einordnung von § 242 BGB 597
2. Kontrollgegenstand 599
3. Fallgruppen treuwidrigen Verhaltens 603

a. Vorangegangenes Verhalten (exceptio doli praeteriti) 604 
aa. Geltendmachung einer rechtswidrig erlangten Rechtspositi­

on 604
aaa. Beschränkter Anwendungsbereich 604
bbb. Keine Eignung für eine Reaktion auf nachträglich geänderte 

Umstände 605
bb. Unredliche Vereitelung einer Rechtsstellung 606
cc. Zwischenergebnis 607
b. Gegenwärtiges Verhalten (exceptio doli praesentis) 607 
aa. Geltendmachung eines Rechts zu rechts- bzw. vertragsfrem­

den oder unlauteren Zwecken 607
bb. Fehlen eines schutzwürdigen Eigeninteresses und Vorliegen 

eines nur geringfügigen Eigeninteresses des Rechtsinhabers 608 
cc. Verletzung höherwertiger Pflichten 609
dd. Geltendmachung eines vertraglichen Rechts, dessen Verein­

barung zur Zeit der Geltendmachung sittenwidrig wäre 610 
ee. Zwischenergebnis 611
c. Widersprüchliches Verhalten (venire contra factum propium) 611 
aa. Die vertrauensbegründende Variante widersprüchlichen Ver­

haltens 611
bb. Zwischenergebnis 613
d. Eigenständige Fallgruppe richterlicher Ausübungskontrolle 613
e. Würdigung: Einschlägige Fallgruppen für die Ausübungskon­

trolle des Pflichtteilsverzichts 614
aa. Geltendmachung eines vertraglichen Rechts, dessen Verein­

barung zur Zeit der Geltendmachung sittenwidrig wäre 615 
bb. F ehlendes oder geringfügiges schutzwürdiges Eigeninteresse 

des Erblassers an pacta sunt servanda oder Verletzung höher­
wertiger Pflichten durch Festhalten an pacta sunt servanda 
seitens des Erblassers? 617

cc. Eigenständige Fallgruppe treuwidrigen Verhaltens 618 
aaa. These: Eigenständige Fallgruppe für die Ausübungskontrol­

le unter den Voraussetzungen der Vertrauenshaftung („treu­
widriges Festhalten an pacta sunt servanda“) 618
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bbb. Keine durchschlagenden Bedenken aus der Warte der 
Rechtssicherheit gegen die Anerkennung einer neuen Fall­
gruppe 619

4. Innere Begründung der Fallgruppen und Voraussetzungen 620
a. Fallgruppe: Geltendmachung eines Rechts, dessen Vereinba­

rung zur Zeit der Geltendmachung sittenwidrig wäre 621 
aa. These von Sanders: Ausübungskontrolle von gesellschafts­

vertraglichen Abfindungsvereinbarungen und Eheverträgen 
als „entwicklungsorientierte Ausübungskontrolle“ 621

bb. Würdigung 623
b. These von Schmolke: Ausübungskontrolle als dem Verbot des 

venire contra factum propium sehr ähnlichen Fall 626
aa. Ausübungskontrolle als „Reaktion auf ein doppeltes Ver­

handlungsdefizit“ 626
bb. Würdigung 628
c. Vorschlag für eine neue Fallgruppe: Enttäuschung verursach­

ten Vertrauens in reziprok solidarisches Handeln und gleich­
zeitige Preisgabe von pacta sunt servanda 630

aa. Maßgeblicher Tatbestand der Vertrauenshaftung: Vertrauens­
haftung kraft rechtsethischer Notwendigkeit 630

bb. Voraussetzungen der Vertrauenshaftung 632
aaa. Vertrauenstatbestand 632
(1.) Zerstörung des ursprünglichen, gesetzlich typisierten Ver­

trauenstatbestandes in transmortale, familiäre bzw. eheliche 
Solidarität durch den Pflichtteilsverzicht 632

(2.) Entstehung eines neuen Vertrauenstatbestandes in transmor­
tale familiäre bzw. eheliche Solidarität, der den individual­
vertraglich bestimmten Vertrauenstatbestand partiell ersetzt 633

(a.) Entstehung eines neuen Vertrauenstatbestandes 633
(aa.) Inanspruchnahme solidarischen Verhaltens des Pflichtteils­

berechtigten durch den Erblasser 633
(bb.) Inhalt: Vertrauen in konkretes solidarisches Testierverhal­

ten oder Vertrauen in generalisierte Form der Solidarität? 634
(cc.) Konkurrenz zum individual vertraglichen Vertrauenstatbe­

stand durch die Verträge und dessen Ablösung bzw. Über­
holung durch den neu geschaffenen Vertrauenstatbestand 638

(dd.) Ermittlung des Inhalts der Verträge und der Reichweite des 
Grundsatzes von pacta sunt servanda 638

(ee.) Disponibilität des Grundsatzes von pacta sunt servanda 
(Schwelle zur Vertrauenshaftung) 639

(aaa.) Dogmatische Selbstständigkeit der Vertrauenshaftung ge­
genüber der Rechtsgeschäftslehre 640
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(bbb.) Keine Aushöhlung der Privatautonomie 641
(ccc.) Anwendung der vorstehenden Grundsätze zur partiellen 

Durchbrechung des Grundsatzes von pacta sunt servanda 642

(i.) Auslegung der ein vernehm liehen Abweichung der Partei­
en von den dem Vertrag zugrunde gelegten Vorstellungen 
analog §§ 133, 157 BGB 642

(ii.) Beeinträchtigung der Funktionsvoraussetzungen der Privat­
autonomie 646

(ff.) Zwischenergebnis 648
(b.) Einfluss des Bestehens einer unentgeltlichen bzw. entgeltli­

chen causa auf die Entstehung des Vertrauenstatbestandes 649 
(3.) StärkedesVertrauenstatbestandes 651
cc. Voraussetzungen auf Seiten des Vertrauenden 652

aaa. Kenntnis vom Vertrauenstatbestand 652
bbb. Vertrauen 652

ccc. Guter Glaube 652

ddd. Kausale Disposition bzw. Vertrauensinvestition 653 

eee. Zurechenbarkeit 655
fff. Enttäuschung des Vertrauens 655

dd. Rechtsfolge: Partielle Durchbrechung des Grundsatzes von 
pacta sunt servanda im Umfang des Ausgleichs ehe- bzw. 
familienbedingter Nachteile 656

ee. Zwischenergebnis 658

ff. Dogmatische Zweispurigkeit von Willen und Vertrauen im 
Vertragsrecht 658

gg. Abgrenzung der Ausübungskontrolle von der Erwirkung und 
der Verwirkung 660

d. Einseitiges Lösungsrecht von den Verträgen statt Ausübungs­
kontrolle? 662

aa. These von Dahm: Einseitiges Lösungsrecht analog § 2078 
Abs. 2 Alt. 1 BGB iVm. § 2281 Abs. 1 BGB als milderes 
Mittel gegenüber der Ausübungskontrolle 662

bb. Würdigung 663
5. Eignung der vorgeschlagenen inneren Begründung zur Übertra­

gung auf andere Fälle der Ausübungskontrolle? 664
6. Ergebnis 668

C. Ergebnis der Durchsetzbarkeitskontrolle 669
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Kapitel 7 - Zusammenfassung der Untersuchung 670
A. Prozedurale und materiale Vertragsgerechtigkeit als Rahmen der ge­

richtlichen Kontrolle von Pflichtteilsverzicht und Kausalgeschäft zum 
Schutz des Pflichtteilsberechtigten 670

I. Prozedurale Vertragsgerechtigkeit 670
II. Materiale Vertragsgerechtigkeit 671
III. Verhältnis von prozeduraler und materialer Vertragsgerechtigkeit 673

B. Determinanten der Auslotung der Grenzen der Pflichtteils­
verzichtsfreiheit zum Schutz des Pflichtteilsberechtigten 674

I. Kontrollrelevante Normzwecke des Pflichtteilsrechts 674
1. Mehrere Normzwecke im Pflichtteilsrecht 674
2. Kein Unterhalts- und Unterhaltsersatzzweck im Pflichtteilsrecht 675
3. Zweck der Förderung von familiärer und ehelicher Solidarität 675 

a. Zweck der Förderung ehelicher und familiärer Solidarität 675 
aa. Der Ausgleich ehe- und familienbedingter Nachteile durch 

das Ehegatten- und Kindespflichtteilsrecht 676 
aaa. Ehegattenpflichtteilsrecht 677
bbb. Angehörigenpflichtteilsrecht 679 
bb. Zusammenführende Überlegungen zum Normzweck der 

Förderung von Ehe- und Familiensolidarität durch das 
Pflichtteilsrecht 682

cc. Teilhabe zwecks Honorierung von Beiträgen zum Aufbau 
und Erhalt des Erblasservermögens durch das Angehörigen­
pflichtteilsrecht 683

4. Zweck des Schutzes von Ehe und Familie 684
5. Keine neue pflichtteilsrechtliche Kernbereichslehre 685

II. Funktionsbedingungen der Privatautonomie bei Abschluss des 
Pflichtteilsverzichts und des Kausalgeschäfts 686

1. Prognostisch geprägte Abschlusssituation 686
2. Der aleatorische Charakter des Kausalgeschäfts 686
3. Ungewisse Entwicklung des ehelichen bzw. familiären Verhält­

nisses in der Zukunft 689
4. Abstimmung des aleatorischen Charakters mit dem Normzweck 

des Pflichtteilsrecht 690
5. Einfluss der prognostischen Abschlusssituation auf die Funkti­

onsbedingungen der Privatautonomie des Pflichtteilsberechtigten 
und die Tragweite prozeduraler Vertragsgerechtigkeit 691

6. Einfluss der ehelichen bzw. familiären Verbundenheit der Par­
teien auf die Funktionsbedingungen der Privatautonomie des 
Pflichtteilsberechtigten und die Tragweite prozeduraler Vertrags­
gerechtigkeit 692

23



7. Einfluss des Fehlens bzw. der Einschränkungen institutioneller 
Absicherungen der Funktionsbedingungen auf die Privatautono­
mie des Pflichtteilsberechtigten und die Tragweite prozeduraler 
Vertragsgerechtigkeit 694

8. Anknüpfungspunkte der materialen Vertragsgerechtigkeit an den 
Defiziten der Funktionsbedingungen der Privatautonomie und 
den Einschränkungen der Reichweite prozeduraler Vertragsge­
rechtigkeit 694

C. Kontrollinstrumentarium für Pflichtteilsverzicht und Kausalgeschäft 
zum Schutz des Pflichtteilsberechtigten 696

I. Keine abstrakt-generellen Schranken der Pflichtteilsverzichtsfrei­
heit infolge von Rechtsfortbildungen 696

II. Wirksamkeitskontrolle von Pflichtteilsverzicht und Kausalge­
schäft 697

1. Keine Wirksamkeitskontrolle gem. §§ 307 ff. BGB, § 242 BGB, 
§ 138 Abs. 2 BGB (Wucher), § 138 Abs. 1 BGB (Inhaltssitten­
widrigkeit) 697

2. Keine verschärfte Wirksamkeitskontrolle eines Ehevertrages 
oder eines Ehegattenpflichtteilsverzichts bei Vorliegen einer Ge­
schäftseinheit 699
a. Keine unterhaltsrechtliche Fernwirkung des Ehegattenpflicht­

teilsverzichts 699
b. Kein abweichendes Ergebnis bei unterstellter und nicht 

von den Parteien abbedungener Fernwirkung des Ehegatten­
pflichtteilsverzichts 699 

aa. Kontrolle eines isolierten Ehegattenpflichtteilsverzichts 699 
bb. Kontrolle eines mit einem Ehevertrag verbundenem Ehegat­

tenpflichtteilsverzicht 700 
aaa. Hinsichtlich der Kontrolle des Ehegattenpflichtteilsver­

zichts ist maßgeblich die unterstellte, unterhaltsrechtliche 
(Fern-)Wirkung in den Blick zu nehmen. 700 

bbb. Hinsichtlich der Kontrolle des Ehevertrages ist zwischen 
einem Einfluss der erbrechtlichen und der unterhaltsrecht­
lichen Fernwirkung des Ehegattenpflichtteilsverzichts zu 
differenzieren. 701

3. Wirksamkeitskontrolle gem. § 138 Abs. 1 BGB: Plädoyer für 
zwei Fallgruppen der Umstandssittenwidrigkeit 703
a. Fallgruppel:Übervorteilung 703 
aa. Erhebliches Selbstbestimmungsdefizit des Pflichtteilsbe­

rechtigten 704
aaa. Selbstbestimmungsdefizite 704
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bbb. Kein Entfallen des Kontrollbedürfnisses aufgrund notariel­
ler Belehrung 705

ccc. Evident einseitig belastender Vertragsinhalt zulasten des 
Pflichtteilsberechtigten als Indiz für ein Selbstbestim­
mungsdefizit zur Zeit des Vertragsschlusses 705

bb. Ausnutzen des Selbstbestimmungsdefizits durch den Erblas­
ser 706

cc. Evident einseitig belastender Vertragsinhalt zulasten des 
Pflichtteilsberechtigten 706

aaa. Maßgeblicher Beurteilungszeitpunkt: Verhältnisse zur Zeit 
des Vertragsschlusses 707

bbb. Maßgebliche Prognoseparameter 707
ccc. Keine überzogenen Anforderungen an die Realisierung des 

Risikos für eine evident einseitige Lastenverteilung im Erb­
fall 707

ddd. Abstimmung mit den Normzwecken des Pflichtteilsrechts 708 
eee. Hinreichende Abmilderung durch Kompensationsleistun­

gen 710
fff. Struktur der Prüfung einer hinreichenden Abmilderung 

durch Kompensationsleistungen 712
b. Fallgruppe 2: Rechtsethisch unerträgliche Haftungsfreizeich­

nung des Erblassers von ehelicher bzw. familiärer Verantwor­
tung im Voraus 713

aa. Vergleichbarkeit von gesellschaftsvertraglichen Abfindungs­
beschränkungen und -ausschlüssen, Eheverträgen und 
Pflichtteilsverzichtsverträgen 714

bb. Kein Rückgriff auf verhaltenspsychologische Erkenntnisse 
und Theorien der ökonomischen Analyse des Rechts 714

cc. Sittenwidrigkeit einer gesellschaftsvertraglichen Abfin­
dungsvereinbarung und eines Ehevertrages unabhängig von 
einer Knebelung und von einem Selbstbestimmungsdefizit 
zur Zeit des Vertragsschlusses nach der Rechtsprechung des 
BGH 715

dd. Die Arbeit plädiert dafür, überholte Argumentationsfiguren 
insbesondere aus dem Gesellschafts- oder Ehevertragsrecht 
nicht wiederzubeleben, wie vor allem das Wesen der Gesell­
schaft bzw. der Ehe. 716

ee. Zusammenführende Überlegungen zur Konturierung der 
zweiten Fallgruppe der Umstandssittenwidrigkeit 717

aaa. Ehegattenpflichtteilsverzicht 717
bbb. Angehörigenpflichtteilsverzicht 719
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ccc. Keine Verkürzung des Anwendungsbereichs der Sittenwid­
rigkeit zugunsten einer Ausweitung der Ausübungskontrolle 721 

ddd. Geltung vorstehender Ergebnisse auch bei weiter ausgrei­
fendem Konzept prozeduraler Vertragsgerechtigkeit 722 

ff. Beweggründe, Motive und Zwecke 722
4. Begrenzter Schutz des Pflichtteilsberechtigten durch die Wirk­

samkeitskontrolle gern. § 138 Abs. 1 BGB 724
III. Abschlusskontrolle von Pflichtteilsverzicht und Kausalgeschäft 724 

1. Anfechtbarkeit gem. § 119 Abs. 1 BGB und § 119 Abs. 2 BGB 724
2. Anfechtbarkeit gern. § 123 Abs. 1 Alt. 1 BGB 724
3. Anspruch auf Vertragsaufhebung gem. §§ 280 Abs. 1,311 Abs. 2,

241 Abs. 2 BGB 726
a. Keine Unter- und Überschätzung der culpa in contrahendo als 

Instrument der gerichtlichen Kontrolle 726
b. Maßvolle Erweiterung des vorvertraglichen Pflichtenpro­

gramms des Erblassers gegenüber dem Pflichtteilsberechtig­
ten 727

4. Begrenzter Schutz des Pflichtteilsberechtigten durch die Ab­
schlusskontrolle 727

IV. Durchsetzbarkeitskontrolle von Pflichtteils verzieht und Kausal­
geschäft 729

1. Eingeschränkte Kontrollinstrumente außerhalb der Ausübungs­
kontrolle (§ 242 BGB) 729
a. Fehlen vorsorglich vereinbarter Änderungsmechanismen zu­

gunsten des Pflichtteilsberechtigten 729
b. Fehlen von nachträglichen Vertragsänderungen zugunsten des 

Pflichtteilsberechtigten 730
c. Versagen der ergänzenden Vertragsauslegung 731
d. Erfordernis der Vertragskorrektur 731
e. Beschränkter Anwendungsbereich des Wegfalls der Ge­

schäftsgrundlage 731
f. Keine Fortentwicklung der Figuren der ehebedingten Zuwen­

dung, der konkludenten Ehegatteninnengesellschaft und des 
familienrechtlichen Kooperationsvertrages 733

g. Keine Anwendung der condictio ob rem (§812 Abs. 1 S. 2 
Alt. 2 BGB) 734

h. Eingeschränkter Schutz durch die allgemeinen Vorschriften 
vor den Folgen nachträglicher Änderungen im Parteiverhältnis 
zulasten des Pflichtteilsberechtigten 735

2. Ausübungskontrolle (§ 242 BGB) 736
a. Regelungslücke 736
b. Kontrollgegenstand 736
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c. Einschlägige Fallgruppen des § 242 BGB 737
d. Innere Begründung der neu anzuerkennenden Fallgruppe 738 
aa. Keine Anknüpfung an die sog. „entwicklungsorientierte Aus­

übungskontrolle“ 738 
bb. Keine Anknüpfung an eine der Fallgruppe des venire contra 

factum propium ähnliche Fallgruppe 739 
cc. Vorschlag: Enttäuschung verursachten Vertrauens in reziprok 

solidarisches Handeln und gleichzeitige Preisgabe von pacta 
sunt servanda 740 

dd. Dogmatische Zweispurigkeit von Willen und Vertrauen im 
Vertragsrecht 744 

ee. Abgrenzung der Ausübungskontrolle gegenüber der Erwir­
kung und Verwirkung 744 

ff. Keine Aufgabe der Ausübungskontrolle zugunsten eines Lö­
sungsrechts von den Verträgen analog § 2078 Abs. 2 Alt. 1
BGB 744

V. Gegenseitige Ergänzung der Kontrollinstrumente zu einem abge­
stimmten Kontrollkonzept zum Schutz des Pflichtteilsberechtig­
ten 745

VI. „Was darf man noch - und wie lange wird man es noch dürfen?“ 746
D. Übergreifendes Kontrollkonzept: Potenzial der Vertrauenshaftung zur 

inneren Systembildung 747
E. Ausblick: „Was ist Freiheit?“ 748

Literaturverzeichnis 749
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